
Dieser Charakter und diese Rolle der Wechselstuben und 
ihren Zweck als einer imperialistischen Einrichtung, die 
Währung und den friedlichen Aufbau in der Deutschen 
Demokratischen Republik und dem demokratischen Sek­
tor Berlins zu stören, legt das Urteil zutreffend seiner 
juristischen Betrachtung zugrunde und kommt danach 
zu der zutreffenden Erkenntnis, daß die festgestellten 
Handlungen des Angeklagten als leitender Angestellter 
der Wechselstube eine Ausübung von Sabotagehandlun­
gen mit dem Zweck der Unterbindung der Durchfüh­
rung von wirtschaftlichen Maßnahmen der deutschen 
Verwaltung darstellt. Wenn demgegenüber die Vertei­
digung zur Begründung ihrer Revisionsrügen darauf 
hinweist, daß sich die Tätigkeit des Angeklagten nur auf 
West-Berlin erstreckte, so verkennt sie einmal, wie sich 
aus dem Begriff der hier vorliegenden verbrecherischen 
Handlung ergibt, daß Folge und gewollte Wirkung des 
Verbrechens von der Handlung nicht getrennt werden 
können und nach Ziel und Zwecksetzung die Tat auch 
dort begangen ist, wo die erstrebten und gewollten Wir­
kungen eintraten. Sie übersieht in diesem Zusammen­
hang weiterhin die kontreten Feststellungen der Straf­
kammer und den mit dem angefochtenen Urteil sehr 
eingehend dargelegten Charakter und Zweck der Wech­
selstuben sowie die Zielrichtung der sich in willkür­
lichen Kursfestsetzungen und Kursmanipulationen aus­
drückenden Störungs- und Zersetzungsaktionen gegen 
die Wirtschafts- und Währungspolitik der Deutschen 
Demokratischen Republik. Sie übersieht aber vor allem, 
daß Ausführungshandlungen des einheitlichen Sabo­
tageverbrechens im Gebiet des demokratischen Sektors 
von Groß-Berlin begangen wurden. Nach dem festge­
stellten Sachverhalt sind die Tathandlungen des Ange­
klagten nicht auf die westlichen Sektoren Berlins be­
schränkt, sondern auch Tatausführungshandlungen im

demokratischen Sektor Berlins begangen worden. Die 
Auftragserteilung und Übergabe hoher Geldsummen an 
K. zum Zwecke der Einwechslung in Kleingeld im demo­
kratischen Sektor stellt eine wesentliche Ausführungs­
handlung des Verbrechens im Rahmen des gesamten 
Tatablaufs dar, so daß auch unter dem Gesichtspunkt 
der Tatbestandsverwirklichung Ausführungshandiungen 
des Verbrechens im demokratischen Sektor Berlins be­
gangen wurden. Es würde die Schutzfunktion des Befehls 
Nr. 160 für die im Interesse des Aufbaus einer demokra­
tischen Friedenswirtschaft auf der Grundlage des von 
den Alliierten Mächten geschlossenen Potsdamer Ab­
kommens erlassenen Maßnahmen der deutschen Ver­
waltungsorgane illusorisch machen, wollte man für die 
Sabotagehandlungen — deren Ziel ja gerade der Angriff 
auf das durch Befehl Nr. 160 geschützte Objekt der 
demokratischen Wirtschaftsordnung und ihren fried­
lichen Aufbau in der Deutschen Demokratischen Repu­
blik und im demokratischen Sektor von Berlin ist —, 
soweit sie in West-Berlin ihren Ausgangspunkt nehmen 
und im demokratischen Sektor weiter fortgesetzt und 
auf die Störung der demokratischen Wirtschaft ge­
richtet sind, die Anwendbarkeit des Befehls Nr. 160 ver­
neinen. In Erörterung der Frage der Schutzfunktion der 
Gesetze hat das Kammergericht bereits in früheren Ent­
scheidungen zur Frage der Anwendung der KRD Nr. 38 
Abschn. II Art. Ill A III — vgl. Urteil vom 6. Februar 
1951 (1 Ss 122/50 [115/50]) zum Ausdruck gebracht, daß 
gegen unsere demokratische Ordnung gerichtete und in 
West-Berlin stattgefundene Ausführungshandlungen in 
ihrer gewollten Wirkung und Folge als im Gebiet der 
Deutschen Demokratischen Republik und des demokra­
tischen Sektors verwirklichte Verbrechen zu werten sind 
und damit im Geltungsbereich des Gesetzes begangen 
und nach ihnen zu bestrafen sind.
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Die Redaktion bittet bei Einsendungen von Beiträgen 
für die „Neue Justiz“ darauf zu achten, daß die Manu­
skripte nur einseitig und zweizeilig beschrieben und mit 
ausreichendem Redigierungsrand versehen sind.
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